Die Schrittmacher der Reaktion
Der luzernische Grosse Rat, der sonst nicht im Geruche steht, besondere angriffig zu sein, sondern mit Recht als willfähriges Instrument einer reaktionären Bauern- und Bürgerregierung galt, ist plötzlich aus der Rolle gefallen. Wenn in andern Fragen immer erst die Mehrzahl der übrigen Kantone vorangehen musste, bis auch der Kanton Luzern nachkam, so steht er nun plötzlich an der Spitze. Als erster der 25 schweizerischen Kantone und Kantönlein kürzt nämlich der Kanton Luzern die Einkommen seiner Staatsfunktionäre. Die letzte Session des Grossen Rates brachte das grosse Ereignis. Mit rund Vierfünftelmehrheit beschloss das Parlament des Kantons Luzern, die Teuerungszulagen der Beamten, Angestellten und Arbeiter des Staates um einen Fünftel bis einem Drittel zu kürzen. Die in der Stadt wohnhaften Diener des Staates erfahren eine Kürzung der Zulagen um einen Fünftel und die Staatsfunktionäre auf dem Lande werden mit einem Drittel bedacht. Wenn die Teuerungszulagen auch nicht wie bei den Bundesbahnen fast so viel ausmachen, wie der feste Lohnanteil, so macht die Kürzung der Zulagen um 20 und 33 Prozent doch eine empfindliche Schmälerung des Verdienstes aus. Sie steigt von einigen hundert Franken bei Ledigen, bis zu fast tausend Franken bei Funktionären, die infolge einer zahlreichen Kinderschar einen wesentlichen Betrag an Kinderzulagen bezogen. Am meisten mitgenommen werden die schlechtbezahlten untern Angestellten und Arbeiter, die infolge eines kleinen Einkommens die Zulagen in vollem Masse bezogen. Wie dieselben, da schon das bisherige Einkommen nur ungenügend hinreichte, nun mit einem solchen, das 500 bis 800 Fr. kleiner ist, auskommen sollen, das allerdings stand nicht im Dekret des Grossen Rates dies Kantons Luzern.
Der Abstimmung im Grossen Rate ging eine lebhafte Debatte voraus. Der konservative Sprecher der Regierung und der Kommission, auch ein wohlgenährter Staatsbeamter, erklärte den Abzug als begründet dadurch, dass die Teuerung schon merklich abgenommen habe. Die Beamten und Angestellten sollten eigentlich froh sein, dass sie mit 20 und 33 Prozent wegkämen, in der Kommission sei eine böse Stimmung gewesen. Von ganz rechts seien Stimmen auf gänzliche Beseitigung der Zulagen laut geworden. Im Interesse der Beamten möge der Rat zustimmen, sonst werde der Abzug noch grösser werden. So tönte es! Die Sozialdemokraten allein opponierten dem Abzuge, erklärten denselben als unbegründet und verlangten vom Bauernparlamente, dass es zuerst Schritte tue zum Preisabbau, bevor der Lohn abgebaut werde.
Und nun die Beamten, Angestellten und Arbeiter als die Hauptbeteiligten im Streite? Diese erklärten durch ihren Präsidenten, der auch im Rate sitzt, dass sie den Abbau der Zulagen wohl als etwas verfrüht betrachten, aber dass sie demselben nicht opponieren, weil das Staatsinteresse denselben erheische. Der christlich-soziale Vertrauensmann wendete dann zwar ein, dass nur die Beamten und Angestellten einverstanden gewesen seien, nicht aber die Arbeiter, und beklagte in rührenden Tönen die schlechte Lage  der Arbeiter, die stets ihre Pflicht gegenüber dem Staate erfüllten, aber dafür schlechten Dank ernteten. Worauf dann der Herr Präsident der Beamten und Angestellten die breite Eintretensdebatte bedauerte, da dieselbe nicht geeignet sei, das Ansehen und die Würde des Beamtenstandes zu fördern. Da ausschliesslich die Gegner des Abzuges sprachen, so ist anzunehmen, dass der Präsident  des  Beamtenvereins es bedauerte, dass der Abzug der Zulagen überhaupt auf Opposition stiess. Eine sang- und klanglose Erledigung würde seinen Grundsätzen über die Vertretung der Interessen von Angestellten und Beamten wohl besser entsprochen haben. Das Ende der für den Beamtenvertreter so bedauerlichen Debatte war die Abstimmung, die mit übergrosser Mehrheit den Abzug sanktionierte und in Gesetzeskraft erklärte. Gegen jeden Abzug stimmten nur die Sozialdemokraten, während einige Christlich-Soziale und Linksfreisinnige für einen kleineren Abzug als den vorgesehenen waren, war das Gros der Freisinnigen und die ganze konservative Fraktion für ganze Arbeit.
„Die Schrittmacher der Reaktion" steht als Titel über diesen Zeilen, aber nach dem Vorstehenden wird man sich fragen müssen, wer verdient dieses Prädikat eher, die bürgerliche luzernische Regierung, die im Interesse der Staatsfinanzen, so erklärt der Finanzdirektor einmal über das andere, auf Kosten des Personals die Finanzen des Kantons sanieren will, oder die Beamten und Angestellten dieses Kantons, die ohne Widerspruch sich ihre Lage verschlechtern und im gegenwärtigen Momente einen bedeutenden Lohnabbau vornehmen lassen. Nicht dass wir mit den Beamten und Angestellten des Kantons Luzern, die zum grossen Teile noch rückständiger und konservativer sind als ihre Brotgeber in der Regierung, überaus grosses Bedauern hätten. Viele von ihnen werden auch in Zukunft nicht zu kurz kommen und sich zu helfen wissen. Zu bedauern sind vielmehr die vielen Arbeiter und kleinen Angestellten des Kantons, deren an sich kärgliche Einkommen noch eine bedeutende Schmälerung erfährt Sie mögen sich nun bei denjenigen bedanken, die in serviler Kriecherei dem Abbau zustimmten und damit erwirkten, dass auch allen andern das gleiche Schicksal blühte. Auch der privaten Angestellten- und Arbeiterschart haben die Beamten und Angestellten des Standes Luzern einen Schlag versetzt. Gerne wird nun der private Arbeitgeber, der seinem Personale das gleiche antun will, auf die verständnisvolle Haltung der Staatsfunktionäre hinweisen und mit dem Hinweis auf deren Bereitwilligkeit auch seinen Arbeitnehmern 20 und 30 Prozent vom Lohne abziehen. Die Wechselbeziehungen der privaten und der öffentlichen Löhne werden sich auch in diesem Falle mit aller Deutlichkeit bemerkbar machen.
Die luzernischen Staatsfunktionäre haben der gesamten Arbeitnehmerschaft einen schlechten Dienst geleistet, an den sich diese wohl zu gegebener Zeit erinnern wird. Etwas Besseres hat aber wohl kein Arbeiter von den Herren im Regierungsgebäude erwartet. Es hätte dieses neuen Rückenschusses gar nicht bedurft, um zu wissen, dass die Arbeitnehmer von Regierungsgnaden nicht nur servile Diener ihrer Herren, sondern, wenn es gewünscht wird, auch reaktionäre Sturmtruppen im grossen Kampfe zwischen Reaktion und Fortschritt sein werden! Ob auch hier die Entwicklung einmal Wandel schaffen und gewisse Köpfe etwas erleuchten wird? Wir wagen es nicht zu hoffen. Auf alle Fälle wird in diesem Falle der Kanton Luzern wieder nicht an der Spitze, sondern am Schlusse marschieren.
Der Gemeinde- und Staatsarbeiter, 6.1.1922.
Gemeinde- und Staatsarbeiter Luzern > Lohnabbau. Grosser Rat. 6.1.1922.doc.
